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Kundmachung 
vom 20. August 2019 

der Beschlüsse Nr. 101/2019 bis 103/2019, 
105/2019 und 106/2019 des Gemeinsamen 

EWR-Ausschusses 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 11. April 2019 
Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 11. April 2019 

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom 
17. April 1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom 
22. März 1995, LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung in den Anhängen 
1 bis 5 die Beschlüsse Nr. 101/2019 bis 103/2019, 105/2019 und 106/2019 
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses kund. 

Der vollständige Wortlaut der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in 
den Beschlüssen Nr. 101/2019 bis 103/2019, 105/2019 und 106/2019 Be-
zug genommen wird, wird in der EWR-Rechtssammlung kundgemacht. 
Die EWR-Rechtssammlung steht in der Regierungskanzlei zu Amtsstun-
den sowie in der Landesbibliothek zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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Anhang 1 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 101/2019 

vom 11. April 2019 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/460 der Kommission vom 

30. Januar 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liste 
der freigestellten Einrichtungen1 ist in das EWR-Abkommen aufzu-
nehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 31bc 
(Verordnung (EG) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32019 R 0460: Delegierte Verordnung (EU) 2019/460 der Kommission 

vom 30. Januar 2019 (ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 8)" 

 
1 ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 8. 



3 

Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2019/460 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. April 2019 oder am Tag nach Eingang 
der letzten Mitteilung nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft2, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2019. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
2 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 2 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 102/2019 

vom 11. April 2019 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2019/544 der Kommission vom 

3. April 2019 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2018/2031 zur Feststellung der Gleichwertigkeit des für zentrale Ge-
genparteien im Vereinigten Königreich Grossbritannien und Nordir-
land geltenden Rechtsrahmens gemäss der Verordnung (EU) Nr. 
648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates für einen be-
grenzten Zeitraum3 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 31bcaw 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2018/2031 der Kommission) Folgendes 
angefügt: 
", geändert durch: 
- 32019 D 0544: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/544 der Kommis-

sion vom 3. April 2019 (ABl. L 95 vom 4.4.2019, S. 9)" 

 
3 ABl. L 95 vom 4.4.2019, S. 9. 
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Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/544 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amts-
blattes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. April 2019 in Kraft, sofern alle Mittei-
lungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen4. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2019. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
4 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 3 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 103/2019 

vom 11. April 2019 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/565 der Kommission vom 

28. März 2019 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 
2015/2205, der Delegierten Verordnung (EU) 2016/592 und der De-
legierten Verordnung (EU) 2016/1178 zur Ergänzung der Verord-
nung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich des Zeitpunkts, ab dem die Clearingpflicht für bestimmte 
Arten von Kontrakten wirksam wird5 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird unter den Nummern 
31bcp (Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission), 31bcq 
(Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission) und 31bcr 
(Delegierte Verordnung (EU) 2016/1178 der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

 
5 ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 6. 
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"- 32019 R 0565: Delegierte Verordnung (EU) 2019/565 der Kommission 
(ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 6)." 

Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2016/565 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. April 2019 in Kraft, sofern alle Mittei-
lungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen6. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2019. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
6 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 4 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 105/2019 

vom 11. April 2019 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) 
des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2019/501 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 25. März 2019 über gemeinsame Regeln zur Gewähr-
leistung der grundlegenden Konnektivität im Güter- und Personen-
kraftverkehr im Hinblick auf den Austritt des Vereinigten König-
reichs Grossbritannien und Nordirland aus der Union7 ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Dieser Beschluss betrifft die Aufnahme einseitiger Notfallmassnah-
men in das EWR-Abkommen, die von der EU verabschiedet wurden, 
um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes im Falle des 
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU ohne Abkommen 
("No-Deal-Szenario") zu gewährleisten. Das EWR-Abkommen dient 
nicht der Regelung der Beziehungen zwischen den EWR-Staaten und 
dem Vereinigten Königreich als Drittstaat. Daher wird die Aufnahme 
der Notfallmassnahmen nur ausnahmsweise und unter der Bedingung 
akzeptiert, dass ihre Anwendung auf den sehr kurzen Zeitraum nach 
dem Austritt beschränkt ist. Die Aufnahme kann künftig und in an-
deren Fällen, die EU-Massnahmen gegenüber Drittländern betreffen, 
nicht als Präzedenzfall herangezogen werden. 

3. Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
7 ABl. L 85I vom 27.3.2019, S. 39. 
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Art. 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 26e 
(Text gestrichen) Folgendes eingefügt: 
"26f. 32019 R 0501: Verordnung (EU) 2019/501 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. März 2019 über gemeinsame 
Regeln zur Gewährleistung der grundlegenden Konnektivität im 
Güter- und Personenkraftverkehr im Hinblick auf den Austritt 
des Vereinigten Königreichs Grossbritannien und Nordirland aus 
der Union (ABl. L 85I vom 27.3.2019, S. 39) 
Die Bestimmungen der Verordnung gelten für die Zwecke dieses 
Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
a) Art. 5 gilt nicht für die EFTA-Staaten. 
b) In Art. 11 werden nach dem Wort ‚Mitgliedstaaten‘ die Wör-

ter ‚und EFTA-Staaten‘ eingefügt." 

Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2019/501 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. April 2019 oder am Tag nach Eingang 
der letzten Mitteilung nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft8, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2019. 

(Es folgen die Unterschriften) 
 
8 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 5 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 106/2019 

vom 11. April 2019 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) 
des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2019/502 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 25. März 2019 über gemeinsame Vorschriften zur Ge-
währleistung der grundlegenden Konnektivität im Luftverkehr im 
Hinblick auf den Austritt des Vereinigten Königreichs Grossbritan-
nien und Nordirland aus der Union9 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Dieser Beschluss betrifft die Aufnahme einseitiger Notfallmassnah-
men in das EWR-Abkommen, die von der EU verabschiedet wurden, 
um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes im Falle des 
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU ohne Abkommen 
("No-Deal-Szenario") zu gewährleisten. Das EWR-Abkommen dient 
nicht der Regelung der Beziehungen zwischen den EWR-Staaten und 
dem Vereinigten Königreich als Drittstaat. Daher wird die Aufnahme 
der Notfallmassnahmen nur ausnahmsweise und unter der Bedingung 
akzeptiert, dass ihre Anwendung auf den sehr kurzen Zeitraum nach 
dem Austritt beschränkt ist. Die Aufnahme kann künftig und in an-
deren Fällen, die EU-Massnahmen gegenüber Drittländern betreffen, 
nicht als Präzedenzfall herangezogen werden. 

3. Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
9 ABl.L 85I vom 27.3.2019, S. 49. 
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Art. 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 64c 
(Richtlinie 96/67/EG des Rates) Folgendes eingefügt: 
"64d. 32019 R 0502: Verordnung (EU) 2019/502 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. März 2019 über gemeinsame 
Vorschriften zur Gewährleistung der grundlegenden Konnektivi-
tät im Luftverkehr im Hinblick auf den Austritt des Vereinigten 
Königreichs Grossbritannien und Nordirland aus der Union 
(ABl. L 85I vom 27.3.2019, S. 49) 
Die Bestimmungen der Verordnung gelten für die Zwecke dieses 
Abkommens mit folgenden Anpassungen: 
a) Art. 4 Abs. 3 gilt nicht für die EFTA-Staaten. 
b) In Art. 15 wird folgender Absatz angefügt: 

‚4) Die EFTA-Staaten beteiligen sich in vollem Umfang an 
dem nach Abs. 1 eingesetzten Ausschuss und verfügen dort 
mit Ausnahme des Stimmrechts über dieselben Rechte und 
Pflichten wie die EU-Mitgliedstaaten.‘" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2019/502 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. April 2019 oder am Tag nach Eingang 
der letzten Mitteilung nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft10, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

 
10 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2019. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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